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CFK verkündet höhere Renten
Präsidentin verteidigt ihre Staatspolitik und greift Unternehmer an
Cristina bei ihrer Rede in der Casa Rosada. (Foto: Presidencia)
Buenos Aires (AT/mc) – Der Beifall im Damensalon des Präsidentenpalastes Casa Rosada war ihr sicher: Im Beisein von Ministern, Gouverneuren, Gewerkschaften sowie zahlreicher Anhänger verkündete Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner am Dienstag in ihrer auf allen frei empfangbaren TV-Sendern übertragenen Rede mehrere soziale Verbesserungen: die Anhebung der staatlichen Rente um 11,31 Prozent und die Aufstockung der jährlichen Schülerunterstützung von 170 auf 510 Pesos.
Für die Rentner bedeutet die Erhöhung, dass die Mindestrente nun bei 2757 Pesos liegt. Die Durchschnittsrente beträgt ab sofort 4804 Pesos und die Höchstrente 20.109 Pesos.
Während ihrer rund 40-minütigen Rede regte sich die Staatschefin über die Preiserhöhungen auf, für die sie das Gewinnstreben der Unternehmen verantwortlich machte. Ihre Regierung werde es aber nicht zulassen, dass „weiterhin die Geldbörsen der Argentinier geplündert“ würden. Sie ermutigte ihre Anhänger zu kontrollieren, ob sich die Geschäfte an die mit der Regierung abgestimmten Preisregulierungen halten.
Die Unternehmer forderte sie auf, ihr Geld nicht ins Ausland zu schaffen, sondern es im Inland zu reinvestieren. In diesem Zusammenhang brachte sie ihren Wunsch zum Ausdruck, dass in Argentinien endlich ein „Bürgertum mit nationalem Bewusstsein“ entstehe.
Aber auch für die Gewerkschaften hatte die Präsidentin angesichts der anstehenden Tarifverhandlungen einige kritische Worte. Wenn sie glaubten, die Lösung auf alle wirtschaftlichen Fragen bestünde nur in Lohnerhöhungen, befänden sie sich auf dem Holzweg. Irgendwann komme man an einen Punkt, an dem die Arbeiter selbst die Verlierer einer solchen Politik seien.
Bei der Gelegenheit griff die Präsidentin die aktuelle Berichterstattung der Zeitung „Página/12“ über sklavenähnliche Arbeitsbedingungen in Misiones auf den Matefeldern des einstigen Gouverneurs Ramón Puerta auf. „Ich weiß nicht, was die Gewerkschaften angesichts dessen tun. Vielleicht organisieren sie irgendein Treffen in Mar del Plata“ - eine Anspielung auf die oppositionellen Gewerkschafter um Hugo Moyano, die sich unlängst in dem Küstenort trafen.
Cristina nutzte ihre Rede, um auf die Anstrengungen und Erfolge ihrer „Staatspolitik“ zu verweisen: „Diese Regierung hat die Zahl der Arbeitsplätze und der Fabriken erhöht. Sie hat die Zahl der Industrieparks und der Universitäten vermehrt sowie die Zahl der Schulen und der Klassenräume. Sie hat die Investitionen in Wissenschaft und Technik gesteigert sowie die Infrastruktur verbessert: den Zugang zu Trinkwasser, die Abwassersysteme und die Straßen. Die Regierung hat die Zahl der Rentenberechtigten vergrößert, die Löhne erhöht und die Medikamentenversorgung verbessert. Sie hat in Wohnungsbau investiert und diejenigen Arbeiter sozial besser abgesichert, die keine angemeldete Arbeit haben. Schließlich hat sie die Kaufkraft aller Argentinier vergrößert.“
Ihre Regierung glaube daran, dass wirtschaftliches Wachstum durch Investitionen und die Ankurbelung des Konsums erreicht werden könne. Allerdings verwies die Präsidentin darauf, dass die Welt kompliziert sei und es gerade im Moment mit den Schwellenländern nicht gut meine.
Schließlich ging Kirchner auch auf die seit Kurzem etwas gelockerten Devisenregelungen ein. Seit die Regierung den Kauf von US-Dollar zu Sparzwecken teilweise wieder zugelassen habe, seien rund 439.000 Anträge im Wert von insgesamt 223 Millionen Dollar bewilligt und realisiert worden. Fast alle seien von abhängig Beschäftigten gestellt worden. Zu den Ursachen der Devisenbewirtschaftung und der jüngst erfolgten drastischen Abwertung des Pesos sagte sie aber nichts.
Argentinien
Emotionale Erinnerung an Chávez
Diskussionsrunde zu Ehren des verstorbenen venezolanischen Staatschefs
Die Podiumsteilnehmer (v.l.n.r.): Juan José Valero, Jorge Taiana, Hebe de Bonafini und Stella Calloni. (Foto: mc)
Buenos Aires (AT/mc) – Phasenweise wurde es sehr emotional. Hebe de Bonafini, die Vorsitzende der Mütter der Plaza de Mayo (Madres), musste sich einige Tränen verdrücken, als sie über den im Vorjahr verstorbenen venezolanischen Präsidenten Hugo Chávez sprach. „Es gibt unersetzliche Personen wie Chávez und Néstor (Kirchner). Sie fehlen uns gewaltig“, so Bonafini bei der Veranstaltung “Por Aquí Pasó Chávez” (Hier war Chávez), die die venezolanische Botschaft am Dienstag in der Casa „Patria Grande Presidente Néstor Kirchner“ in Buenos Aires organisierte. Es gab praktisch nur positive Erinnerungen an Chávez. Kritische Reflexionen mit Blick auf den von Gegnern oft als Linkspopulist mit diktatorischen Anwandlungen bezeichneten Politiker gab es nicht.
Das Datum – der 4. Februar – war mit Bedacht gewählt. Schließlich wagte der einstige Oberstleutnant Chávez auf den Tag genau vor 22 Jahren einen Putschversuch, um in Venezuela an die Macht zu kommen. Das Vorhaben scheiterte zwar, doch er machte den Sozialisten Chávez bekannt und populär. Sieben Jahre später erlangte er durch Wahlen das Präsidentenamt, was er bis zu seinem Tode im März vorigen Jahres innehatte.
Bonafini beschrieb Chávez als einen Mann mit „außergewöhnlichen menschlichen Qualitäten“, der sich mit Feuereifer für seinen Traum von der Einheit Lateinamerikas eingesetzt habe. Die Madres-Vorsitzende erinnerte sich daran, dass sie anfangs dem Militär Chávez skeptisch gegenüber getreten war. Doch dann habe sich eine profunde Freundschaft entwickelt. Bonafini forderte besonders die jungen Menschen dazu auf, sich intensiv mit dem politischen Vermächtnis Chávez‘ zu befassen und sich aktiv in die Politik einzumischen.
Anerkennende Worte für das Wirken des venezolanischen Revolutionsführers hatten auch die weiteren Diskussionsteilnehmer parat. Die Journalistin Stella Calloni hob Chávez‘ starken Einfluss auf den Integrationsprozess in Lateinamerika hervor. In diesem Zusammenhang lobte sie die Rolle des Venezolaners beim Treffen der Organisation Amerikanischer Staaten (OAS) 2005 in Mar del Plata, als Chávez gemeinsam mit dem damaligen argentinischen Präsidenten Néstor Kirchner die von den USA angestrebte Freihandelszone Alca zurückwies. Stattdessen wurde Jahre später eine neue Organisation für die Staaten Lateinamerikas und der Karibik (Celac) geschaffen.
In die Lobeshymnen stieg auch der einstige argentinische Außenminister Jorge Taiana ein. Chávez sei ein „wahrhaft außergewöhnlicher Mensch“ gewesen, der die Arbeit am „großen Vaterland“ Lateinamerika in das Zentrum der politischen Diskussion gerückt habe.
Für die gastgebende venezolanische Botschaft sprach deren Gesandter Juan José Valero. Er unterstrich, dass das politische Vermächtnis Chávez‘ nicht auf die Grenzen Venezuelas beschränkt sei, sondern auf die Schaffung einer gerechteren Welt ziele. Im übertragenen Sinne sei Chávez nicht gestorben. Vielmehr lebe er in Millionen von Venezolanern weiter. Sein politisches Erbe bezeichnete Valero als Basis dafür, dass Venezuela weiter ein freies und souveränes Land bleibe.
Die Veranstaltung am vergangenen Dienstag war nicht das einzige Ereignis anlässlich des Chávez-Gedenkens in Buenos Aires. Am heutigen Sonnabend findet unter dem Motto „Chávez lebt“ auf der Sportanlage „Parque Fútbol“ im Stadtteil Palermo ein internationales Fußballturnier statt (Avd. Ortiz de Ocampo 3300). Am Montag steht im Bicentenario-Haus (Riobamba 985) eine weitere Diskussionsrunde zu Ehren Chávez‘ auf dem Programm, an der der venezolanische Botschafter Carlos Martínez teilnehmen wird.
Argentinien
Die Woche in Argentinien
Timerman kritisiert Teheran
Buenos Aires (AT/mc) – Ein Jahr ist es nun her, dass Argentinien und der Iran das umstrittene Memorandum unterzeichnet haben, das die Ermittlungen des AMIA-Attentats vor fast 20 Jahren voranbringen soll. Doch während die argentinische Seite das Abkommen zügig ratifizierte, lässt der Iran sich viel Zeit damit. Dies rügte nun auch Außenminister Héctor Timerman, der gegenüber der Zeitung „Página/12“ davon sprach, dass Teheran derzeit offenbar nicht geneigt sei, das Memorandum auf den Weg zu bringen. Bislang liegt iranischerseits nur eine Ratifizierung durch den ehemaligen Präsidenten Mahmud Ahmadinedschad vor. Was jedoch fehlt, ist die Absegnung durch das Parlament in Teheran. „Wir arbeiten aber weiter daran, dass wir bald ein konkretes Datum haben, an dem ein argentinischer Richter nach Teheran fahren und dort Verdächtige befragen kann“, so Timerman. Der Außenminister verteidigte aber trotz der Verzögerungen das Abkommen an sich: „Es ist ein Schritt nach vorne.“ Das Abkommen sieht vor, dass argentinische Richter in den Iran reisen dürfen, um dort fünf der insgesamt sieben iranischen Funktionäre zu verhören, die von Argentinien bezichtigt werden, Drahtzieher des Anschlags auf das jüdische Gemeindezentrum AMIA zu sein. Bei der Bluttat am 18. Juli 1994 kamen 85 Menschen ums Leben.
Neun Tote bei Brand
Neun Menschen sind beim Einsturz eines in Brand geratenen Lagers im Buenos-Aires-Stadtteil Barracas ums Leben gekommen. Weitere sieben erlitten schwere Verletzungen, als am Mittwoch eine sieben Meter hohe Mauer während der Brandbekämpfung einstürzte, wie die Nachrichten-agentur DyN berichtete. Die Opfer seien Feuerwehrleute und Mitglieder des Zivilschutzes. In dem Gebäude war ein Archiv für Geschäftsunterlagen untergebracht. Die Ursache des Brandes blieb zunächst unklar. Das Feuer brach gegen 8 Uhr morgens aus. Es dauerte mehr als zwölf Stunden, ehe die rund 100 Feuerwehrleute den Brand entschärft hatten. Zudem waren 40 Rettungssanitäter im Einsatz.
Subte wieder teurer
Fahrten mit der U-Bahn (Subte) von Buenos Aires werden mal wieder teurer. Ab März soll der reguläre Preis für eine einfache Fahrt von 3,50 auf 4,50 Pesos angehoben werden. Es ist bereits die dritte Preiserhöhung, seit die Stadtregierung von Bürgermeister Mauricio Macri vor gut zwei Jahren die Verantwortung für die Untergrundbahn übernahm. Damals kostete das einfache Ticket noch 1,10 Pesos. Neu bei der jetzigen Preisanhebung ist eine Staffelung, die Vielfahrer begünstigen soll. So ist vorgesehen, dass zwar die ersten 20 Fahrten 4,50 Pesos kosten, die nächsten zehn Fahrten dann aber nur noch 3,60 Pesos. Danach verbilligt sich der Preis weiter. Die Fahrten 31 bis 40 kosten nur noch 3,15 Pesos. Für alle darüber hinaus gekauften Fahrten beträgt der Preis 2,70 Pesos.
McDonald’s ohne Ketchup
Bei der Fast-Food-Kette McDonald’s gibt es in Argentinien derzeit keinen Ketchup zu Burgern und Pommes. Die Einfuhr der Tomatensoße aus Chile wurde von der Regierung im Rahmen einer allgemeinen Importdrosselung gebremst. McDonald’s erklärte am Mittwoch über Twitter, das Problem werde in den nächsten Tagen gelöst. „Wir bieten solange alternative Soßen an“, heißt es im Twitter-Account von McDonald’s. Ein Sprecher des Unternehmens bestätigte der dpa, dass die Importgenehmigung bereits erteilt worden sei und sich die Ketchup-Lieferung in wenigen Tagen normalisieren werde. McDonald’s importiert den Ketchup für seine 210 Filialen in Argentinien aus Chile. Die Importgenehmigungen werden von den argentinischen Behörden wegen des Devisenmangels in vielen Fällen mit großer Verzögerung unterzeichnet.
Überfall auf Bischofssitz
Bewaffnete Räuber haben nach einer Messe in der Kathedrale von Buenos Aires den angrenzenden Bischofssitz, die ehemalige Wirkungsstätte von Papst Franziskus, überfallen. Polizeikreise bestätigten der dpa am voriger Samstag entsprechende Angaben der Zeitung „Perfil“. Der Raub geschah bereits am vorletzten Sonntag. Die Täter erbeuteten eine Summe von 100.000 Pesos. Es soll sich um zwei oder drei Täter gehandelt haben, die nach der Sonntagsmesse um 18 Uhr in der Kathedrale durch eine Hintertür in die Räume des Erzbistums vordrangen, wo Bergoglios Nachfolger, der künftige Kardinal Mario Poli, lebt. Nach dem „Perfil“-Bericht bedrohten die Räuber anschließend in den Büroräumen im ersten Stock fünf Geistliche mit Waffen. Offenbar wussten sie, dass einer von ihnen einen hohen Geldbetrag mit sich führte.
Zu wenig Kindergartenplätze
In der Hauptstadt gibt es nicht genügend Kindergartenplätze. Am Montag erklärte der städtische Erziehungsminister Esteban Bullrich, dass 7000 Kleinkinder im Alter von bis zu drei Jahren nicht untergebracht werden können. Der Politiker entschuldigte sich dafür, dass das von der Stadtverwaltung gegebene Versprechen, allen Kindern einen Platz zu geben, nicht einzuhalten sei. Allerdings sei durch das im November eingeführte System der Online-Anmeldung ein deutlicher Anstieg der Anträge zu verzeichnen gewesen, so Bullrich. Dadurch sei es nun zu dem Engpass gekommen. Schwierigkeiten sind auch bei 4000 Schülern der Primar- und Sekundarstufe aufgetreten. Sie müssen kurzfristig bei anderen als den ursprünglich gewünschten Schulen untergebracht werden, da es bei der Datenerfassung Probleme gab.
Boudou soll verhört werden
Geht es nach Staatsanwalt Jorge Di Lello, soll Vizepräsident Amado Boudou bald in der „Ciccone-Affäre“ verhört werden. Einen entsprechenden Antrag stellte der Ankläger beim zuständigen Richter Ariel Lijo. Ebenfalls sollen sich AFIP-Chef Ricardo Echegaray, der vermeintliche Boudou-Strohmann Alejandro Vandenbroele, der Geschäftsmann und Boudou-Vertraute José María Núñez Carmona sowie Mitglieder der Ciccone-Familie den Verhören der Ermittler stellen. Boudou wird bezichtigt, seine einstige Stellung als Wirtschaftsminister beim Kauf der Druckerei Ciccone ausgenutzt zu haben (wir berichteten).
Wahre Identität entdeckt
Nach einem Gentest hat eine Frau erfahren, dass sie von einem vor 37 Jahren während der Militärdiktatur verschleppten Paar abstammt. Die Frau sei Ende 1976 als Baby einem Polizeioffizier übergeben worden, teilte die Menschenrechtsorganisation Abuelas de Plaza de Mayo („Großmütter der Plaza de Mayo“) am Donnerstag auf einer Pressekonferenz in Buenos Aires mit. Ihre richtigen Eltern sind bis heute verschwunden. In Argentinien haben bislang 110 Menschen erfahren, dass ihre richtigen Eltern während der Diktatur verschleppt oder ermordet worden waren. Die Eltern der Frau gehörten der Untergrundorganisation „Montoneros“ an. Ihre Großmutter war eine der zwölf Gründerinnen der Mai-Großmütter - der Gruppe, die sich der Suche nach den mutmaßlich um die 500 während der Diktatur (1976-83) von ihren Eltern getrennten Kindern widmet. Sie starb vor zwei Jahren, ohne ihre Enkelin kennengelernt zu haben. (AT/mc/dpa)
Meinung
Feindbilder
Im Redeschwall der Präsidentin und ihrer treuesten Mitarbeiter kommen immer wieder besonders gehässige Feindbilder zum Vorschein, denen unterstellt wird, dass sie die Regierungspolitik sabotieren, dass sie die Regierung destabilisieren, was unterschwellig bedeutet, sie gewaltsam abzusetzen, und dass wie allgemein als echtes Feindbild dargestellt werden.
Andere Wortbildungen wie Korporationen oder konzentrierte Großunternehmen werden auch genannt, denen allerlei Gemeinheiten unterstellt werden, als ob sie echte Macht besäßen, um die Geschicke Argentiniens anders als die Regierung zu gestalten. Um welche Unternehmen, ob ausländischen oder lokalen Kapitals, es sich dabei handelt, wird füglich verschwiegen. Nur die anglo-holländische Erdölfirma Shell wird gelegentlich genannt, ebenso deren mutiger Vorsitzender Juan José Aranguren, dessen Firma schon mehr als achtzig Gerichtsprozesse angedroht wurden, die die Justiz stets ablehnte. Derweil produziert Shell Erdöl und schickt sich an, eine Konzession im angeblich gasreichen Lager der Provinz Neuquén, genannt „Vaca Muerta“, auszubeuten. Shell besitzt eine eigene Raffinerie und verkauft Benzin und andere Produkte landesweit in eigenen Tankstellen. Innenpolitisch verhält sich Shell zurückhaltend und mischt nicht mit.
Ohne Feindbilder kommt die Regierung nicht aus. Offenbar geistert in den Köpfen, insbesondere dem der Präsidentin, die Freund-Feind-Ideologie herum. Sie wurde in den dreißiger Jahren des vergangenen Jahrhunderts vom deutschen Staatsrechtler Carl Schmitt erfunden, der den Regierungen empfahl, auch in Friedenszeiten jeweils einen Gegner zu bekämpfen. Ähnliche Vorstellungen wohnten dem Hitlerismus inne, der freilich nicht nur einen Gegner, sondern die gesamte demokratische Opposition gnadenlos bekämpfte und in Konzentrationslagern ausrottete.
Ähnliche Vorstellungen vertritt der argentinische Politologe Ernesto Laclau, der in London lebt und sich gelegentlich öffentlich äußert. Auch er huldigt der Freund-Feind-Ideologie, wie sie die Kirchnerregierung kennzeichnet. Jüngster Sprecher dieser Denkweise ist der Wirtschaftsminister Axel Kicillof, der sich selber als Marxist und Keynesianer bekennt, als ob der Deutsche Karl Marx und der Engländer Lord Keynes gemeinsame Denkweisen im sozialwirtschaftlichen Bereich hätten. Kicillof bezieht sich in seinen Erklärungen auch auf private Monopole und Korporationen, die angeblich seine Wirtschaftspolitik bekämpfen.
Diese Freund-Feind-Dialektik verkennt die Märkte, die längst weltweit vernetzt sind und im Sinn der marktwirtschaftlichen Regeln handeln. Angebot und Nachfrage wirken dabei zu jeweiligen Mengen und Preisen am Markt, wobei einige Anbieter oder Nachfrager mehr Gewicht haben als andere, denen die Regierung unterstellt, als Korporationen wie echte Monopolisten zu wirken und die Politik zu beeinflussen, indem sie vor allem bezwecken, die Regierung zu destabilisieren, als ob Putschgerüchte im Umlauf wären. Genau das Gegenteil ist der Fall. Die Regierung bemüht sich, mit ihrer dirigistischen Wirtschaftspolitik die Preise zu gestalten, derweil sie selber die Inflation mit maßlosem Defizit der Staatskasse und entsprechender Geldschöpfung der Zentralbank zuhanden staatlicher Zahlungen anheizt. Um ihre eigene Verantwortung für die ausufernde Inflation zu vertuschen, müssen ungenannte Korporationen als Feindbilder herhalten. Außer Aranguren von Shell wird dabei niemand beim Namen genannt, sondern immer nur abstrakte konzentrierte Korporationen, deren Personalia unbekannt sind, so dass sie niemand auf sich selber bezieht. Mit dieser Freund-Feind-Dialektik mischt die Regierung am Marktgeschehen, um die Inflation vergeblich zu bekämpfen, deren Ursache in der Geldschöpfung der Zentralbank liegt, um das staatliche Defizit zu finanzieren.
Meinung
Dünne Höhenluft
Von Philipp Boos
Hochmut kommt ja bekanntlich vor dem Fall. Derzeit befindet sich Berlins Regierender Bürgermeister mehrere tausend Meter über dem Meeresspiegel und zieht elegant seine Schwünge im frischen Pulverschnee. Über ihm stets strahlend blauer Himmel, der Sonnenkönig, ganz nah an dem ihm Kraft spendenden Himmelskörper. Vor ihm die Piste und hinter der nächsten Bergkette, ganz weit weg, da liegt die Stadt, die er mit lästiger Arbeit verbindet und wo erneut dunkle Wolken aufziehen. Da warten sie, die Kamerateams und penetranten Journalisten, die Stellungnahmen fordern. Zuletzt hatten sie ihn wegen des Berliner Flughafenfiaskos in die Mangel genommen. So hatte er am 12. Januar 2013 nur knapp einen von der Opposition eingebrachten Misstrauensantrag im Berliner Abgeordnetenhaus überstanden. Seit 2006 ist Klaus Wowereit Aufsichtsratsvorsitzender der Betreibergesellschaft des Flughafens Berlin Brandenburg (BER). Im Januar hatte er unter Dauerbeschuss den Vorsitz für einige Monate an seinen Brandenburger Amtskollegen Matthias Platzeck (SPD) abgegeben.
Nein, sie können ihm gestohlen bleiben, die einst so begehrten Mikrofone und Blitzlichter. 2004 hatte er sich in der Fernsehserie “Berlin, Berlin” noch selbst gespielt und war seitdem oft im Fernsehen zu sehen.
Wie schön lässt es sich leben in den Bergen und den Tälern der Ahnungslosigkeit. Man kann so tun, als würde man von den Geschehnissen in der fernen Heimat gar nichts mitbekommen. Es braucht wohl ordentlich Föhnwind und steigende Temperaturen, dass Klaus Wowereit seinen Skianzug wieder gegen den eleganten Zweiteiler eintauscht und die Heimreise aus Tirol antritt. Denn so recht will der Hauptstadtchef den Wirbel um die Personalie André Schmitz, seinen früheren Kulturstaatssekretär, nicht wahrhaben. Schmitz hatte in der Schweiz 425.000 Euro vor dem Fiskus versteckt und die daraus entstehe Zinsgewinne nicht versteuert. So hat er insgesamt 22.000 Euro an Steuergeldern hinterzogen. Die Steuerfahnder waren Schmitz schon 2012 auf die Spur gekommen, ein Verfahren wurde gegen Zahlung von 5000 Euro allerdings eingestellt. Er hatte Wowereit und andere Senatoren umgehend informiert.
Jetzt wirft man dem seit 2001 regierenden Bürgermeister vor, damals nicht an die Öffentlichkeit gegangen zu sein. Er sinkt immer weiter in der Beliebtheitsskala. Hatte er noch 2009 die Kanzlerkandidatur für die vergangenen Bundestagswahlen nicht ausgeschlossen, sieht er sich seitdem mit Dauerkritik konfrontiert.
Da waren die S-Bahn-Betriebseinschränkungen 2009/2010, wo Wowereits Krisenmanagement allenfalls als mangelhaft durchging. Dann das Glatteis-Chaos im Februar 2010, Berliner zogen sich auf zugefrorenen Gehwegen rekordverdächtig viele Knochenbrüche zu. Was der derzeitige Alpinsportler mit man sei „in Berlin, nicht in Haiti“ kommentierte. Womit er auf das Erdbeben im Karibikstaat im Januar 2010 anspielte, bei dem immerhin 300.000 Menschen ums Leben kamen. Die Fehltritte häufen sich und es ist erstaunlich, dass Wowereits Verhalten keine Lernkurve beschreibt.
Abwiegeln, Beschönigen und Aussitzen war seine Taktik beim Pannenflughafen BER, dessen Eröffnung schon mehrmals verschoben wurde. Im Fall Schmitz muss er sich ähnliche Vorwürfe gefallen lassen. Die zwei können gut miteinander. Wowereits fadenscheinige Stellungnahme lautete, dass er aufgrund „des hohen Ansehens“ nicht auf seinen Kulturstaatssekretär habe verzichten wollen. Weshalb er von weiteren Disziplinarmaßnahmen abgesehen hätte. Die Aufregung um den Bürgermeister ist durchaus berechtigt. Es sind vor allem Sozialdemokraten, die am heftigsten gegen Steuersünder anschreien. Schmitz’ Vergehen und Wowereits Schweigen beschädigen die moralische Integrität der Genossen noch mehr und sind eine Ohrfeige für jeden anständigen Steuerzahler.
In Berlin herrscht derzeit Frühlingswetter. Sonne satt also, und bekanntlich lässt es sich in den Niederungen besser denken als bei zu dünner Höhenluft. Die Posturlaubsdepression aber, das ist sicher, ist für Wowereit so sicher wie das Amen in der Kirche.
Meinung
Randglossen
Vizepräsident Amado Boudou wird jetzt voraussichtlich von Richter Ariel Lijo vorgeladen werden, um seine Beteiligung am Fall Ciccone zu erklären. Politisch ist dies für Boudou eine böse Angelegenheit, doch faktisch dürfte schließlich nicht viel geschehen. Es konnte nicht nachgewiesen werden, dass Vandebroele, der das Kontrollpaket der Firma von den Brüdern Ciccone über den Fonds “The Old Fund” übernommen hatte, sein Strohmann ist, obwohl er es bestimmt war. Es wird Boudou vorgeworfen, Ciccone die Zahlung einer hohen Steuerschuld zu vorteilhaften Bedingungen gewährt zu haben, und dem Unternehmen dann auch Druckaufträge der Münzanstalt zugeschanzt zu haben. Doch die Ratenzahlung, der er als Wirtschaftsminister zugestimmt hat, war für den Fiskus günstiger als der Konkurs, bei dem Ciccone nichts gezahlt hätte. Und die Druckaufträge waren normal und stellen keine Unregelmäßigkeit dar. Man kann somit annehmen, dass Boudou hier nicht verurteilt werden kann.
Viel schlimmer ist indessen der Fall der Erneuerung einer hohen Schuld der Provinz Formosa gegenüber dem Nationalstaat. Derartige Verbindlichkeiten werden normalerweise umgeschuldet, weil es undenkbar ist, dass der Nationalstaat einen Prozess gegen eine Provinz einleitet. Dabei wird dann in der Regel gefordert, dass die Provinz, um die es geht, ihre Finanzen besser verwaltet, was jedoch nur ein frommer Wunsch ist. Nun wurde in diesem konkreten Fall, als Boudou Wirtschaftsminister war, eine Beratungsfirma eingeschaltet, und zwar wieder “The Old Fund” von Boudous Freund Vandenbroele, die ein Honorar von umgerechnet an die zwei Millionen Dollar kassierte. Abgesehen davon, dass diese völlig unbekannte Firma sich bisher nie mit diesen Dingen befasst hat, kann es bei Umschuldungen im staatlichen Bereich, also zwischen einer Provinz und dem Nationalstaat, keinen Vermittler oder Berater geben. Es ist eindeutig klar, dass hier ein Schmiergeld geschaffen wurde. Doch über diesen Skandal wird der Vizepräsident zunächst nicht von der Justiz vorgeladen. Eigenartig.
Nein, ein Skandal ist das wirklich nicht. Natürlich ist es kein guter Stil, das Handy des Regierungschefs einer befreundeten Nation abzuhören, aber bei Gerhard Schröder hatten die USA zumindest einen guten Grund. Schröder war gegen den Irak-Krieg, der damalige US-Präsident George W. Bush so besessen davon, dass er zur Rechtfertigung des Waffengangs der Welt faustdicke Lügen auftischte. Der Lauschangriff auf einen der mächtigsten Kritiker unter den US-Verbündeten ist also zumindest nachvollziehbar. Viel Erkenntnisse dürften die US-Spione allerdings nicht gewonnen haben. Im Gegensatz zu seiner Nachfolgerin war Schröder ein Technik-Muffel. Mobiltelefone nutzte er äußerst selten.
Der erste Schritt ist immer der schwerste. Vermutlich waren es die Verantwortlichen des Deutschen Jagd- und Fischereimuseums in München leid, ständig auf die NS-Vergangenheit ihrer Institution hingewiesen zu werden. Das Museum wurde 1934 vom damaligen Reichsjägermeister Hermann Göring gegründet. Das mag ein Makel sein, aber wie soll ein Museum, das Jagdwaffen, Geweihe und Angelhaken aus mehreren Jahrhunderten ausstellt, seine Vergangenheit aufarbeiten? Schließlich kam man auf die geniale Idee, drei Hirschgeweihe aus der Sammlung des Reichsjägermeisters abzuhängen. Das muss schmerzlich gewesen sein, denn Göring hat sicher gewaltige Böcke geschossen. Auf den Gedanken, eine kritische Austellung über den Museumsgründer, einen Nazi der ersten Stunde und in Nürnberg zum Tode verurteilten Kriegsverbrecher zu machen, ist wohl niemand gekommen.
Wirtschaft
Stark gestiege Steuereinnahmen im Januar
Die gesamten Steuereinnahmen des Nationalstaates, einschliesslich Zöllen, Sozialabgaben und Gebühren, erreichten im Januar 2014 $ 90,31 Mrd., 37,5% mehr als im gleichen Vorjahresmonat und 18,7% mehr als im Dezember 2013. Die Zunahme liegt auf alle Fälle über der Inflationsrate. Die Entwicklung war bei den einzelnen Steuern wie folgt:
- Mehrwertsteuer. Mit $ 27,22 Mrd. lag der Nettoerlös um 42,3% über dem Vorjahr. Dabei nahm das Steueramt $ 19,13 Mrd. ein, 43,7% mehr, und das Zollamt $ 8,39 Mrd., 43,3% mehr. Doch die Rückgabe der in Exportprodukten schon enthaltenen MwSt stieg um 597,7% auf $ 300 Mio. Auch die Rückgabe von Steuern, die eine direkte Subvention bei Exporten von industriellen Produkten darstellt, lag mit $ 650 Mio. um 550% über dem Vorjahr. Die MwSt.spiegelt den Dezemberkonsum wider, der letztes Jahr sehr hoch war.
- Gewinnsteuer. Mit $ 12,51 Mrd. lag der Erlös um 46,9% über dem Vorjahr. Dies wurde erreicht, obwohl das steuerfreie Minimum bei Arbeitnehmern dieses Jahr viel höher war. Indessen hat sich die hohe Inflation direkt ausgewirkt, die Buchgewinne bei Unternehmen schafft, die auch besteuert werden, und die Progression bei natürlichen Personen verschärft.
- Exportzölle erreichten $ 4 Mrd., 34,7% mehr als im Vorjahr und auch 33,5% mehr als im Dezember. Offensichtlich haben die Landwirte begonnen, die gelagerte Sojabohne zu exportieren.
- Importzölle erreichten $ 2,54 Mrd., 43,7% mehr als im Vorjahr. Dies deutet auf eine Lockerung der Importhemmungen hin.
- Schecksteuer ergab $ 5,74 Mrd., 39,2% mehr als im Vorjahr und 9% mehr als im Dezember 2013. Die Tatsache, dass die Zunahme über der Inflation liegt, deutet auf einen erhöhten Zahlungsverkehr über Bankkonten hin (Schecks, Karten und e-mail-Zahlungen).
- Steuer auf persönliche Güter. Mit $ 265,9 Mio. nahm der Erlös um 60,4% zu. Hier wirkt sich die Inflation besonders stark aus, da bei Übertretung der unverändeten Grenze von $ 300.000 das ganze Vermögen erfasst wird. Der Erlös reimt sich jedoch nicht mit dem Umfang der Immobilien u.a. Vermögenswerten zusammen, die im Lande bestehen. Die Immobilien sind in der Regel stark unterbewertet. Das wollte AFIP-Chef Echegaray unlängst korrigieren, doch CFK hat sich dem widersetzt. In der Tat werden Immobilien schon stark von den Provinzen und Gemeinden besteuert.
- Beiträge zum Sozialsystem. Mit $ 28,18 Mrd. lagen sie um 31,4% über dem Vorjahr. Es handelt sich vornehmlich um Beiträge für das Pensionierungsystem. Die Zunahme spiegelt die Lohnerhöhungen und auch eine höhere legale Beschäftigung wider.
Vom gesamten Steuererlös entfielen $ 27,09 Mrd. auf den Nationalstaat, $ 20,84 Mrd. auf das System der sozialen Sicherheit, $ 16,02 Mrd. auf die Provinzen und die Stadt Buenos Aires, und $ 1,73 Mrd. auf sogenannte „nicht budgetäre Ausgaben“.
Wirtschaft
Staatsfinanzen mit hohem Defizit
Die Finanzen des Nationalstaates schlossen das Jahr 2013 mit einem echten (als finanziell bezeichneten) Defizit von $ 64,48 Mrd., gegen $ 55,56 Mrd. im Jahr 2012. Hinzu kamen dieses Jahr Zuwendungen der ZB und der ANSeS von $ 59,26 Mrd., gegen $ 28,76 Mrd. im Vorjahr, so dass der Gesamtbetrag des Defizites für 2013 auf $ 123,74 Mrd. steigt (um die 4% des BIP), 46,75% mehr als das Gesamtdefizit von $ 84,32 Mrd. des Vorjahres. Die Zuschüsse der ZB und der ANSeS werden als echte Einnahmen gebucht, weil es sich bei der ZB um Abzug des Gewinnes handelt, der ein reiner Buchgewinn ist, und bei der ANSeS um den Gewinn des Sonderfonds, der jedoch für die Rentner und nicht für das Schatzamt bestimmt ist. Diese Zuwendungen sind somit nicht echte Einnahmen, sondern Mittel, mit denen ein Teil des Defizites gedeckt wird. Das Ergebnis für 2013 wurde gegenüber 2012 dadurch verbessert, dass kein Wachstumscoupon gezahlt wurde, weil das BIP im Vorjahr nicht die Zunahme von 3,24% erreichte, die die Bedingung für die Zahlung ist. Bei Zahlung des Coupons wäre das Defizit 2013 um ca $ 20 Mrd. höher ausgefallen. Vom gesamten finanziellen Defizit entfallen $ 25,62 Mrd. auf den Monat Dezember, wobei der Staat in diesem Monaten auch auf Zuwendungen der ZB und der ANSeS von $ 6,27 Mrd. erhielt. Dezember weist bei den Staatsfinanzen auf eine gefährlich steigende Tendenz auf.
Das primäre Ergebnis, bei dem die Zinsen auf die Staatsschuld nicht berücksichtigt werden (wie wenn sie nicht gezahlt werden müssten) schloss mit einem Defizit von $ 22,48 Mrd., gegen eines von $ 4,37 Mrd. im Vorjahr, und einem Überschuss von $ 4,92 Mrd. 2011, dem auch Überschüsse in den Vorjahren vorangingen.An Zinsen wurden 2013 $ 2,90 Mrd. in lokaler Währung und $ 2,82 Mrd. in anderen Währungen gezahlt. Die Zinslast ist 2013 weiter gestiegen, und wäre viel höher, wenn die Pesobonds mit CER-Berichtigung nicht gemäss dem (gefälschten) INDEC-Preisindex, sondern richtig verzinst würden. Es fällt auf, dass vom primären Defizit des Jahres 2013 $ 19,90 Mrd. auf den Monat Dezember entfallen.
Die laufenden Ausgaben lagen 2013 bei $ 806,16 Mrd., gegen $ 544,81 2012, was eine Zunahme von 47,97% darstellt. Die Kapitalausgaben (im Wesen Investitionen in Infrastruktur, aber auch für Atucha II und das Kraftwerk in Rio Turbio) betrugen $ 88,95 Mrd., gegen $ 61,78 Mrd. im Vorjahr, und lagen somit um 43,98% höher. Die Ausgaben sind somit gesamthaft um ca. 20 Prozentpunkte über eine Inflationsrate von etwa 25% gestiegen, was eine brutale reale Zunahme darstellt. Der offizielle Bericht weist darauf hin, dass die Subventionen für den öffentlichen Personenverkehr und Stromkonsum $ 21 Mrd. mehr als im Vorjahr ausmachten und somit für den grössten Teil des echten Defizites verantwortlich seien. Für Deckung von Betriebsdefizten (nicht der Investitionen) von Staatsunternehmen wurden 2013 10,02 Mrd. aufgewendet, gegen $ 6,58 Mrd. im Vorjahr, was eine Zunahme von 52,23% darstellt. Staatsunternehmen haben eine natürliche Tendenz der Erhöhung ihrer Defizite, und das ist 2013 deutlich zum Ausdruck gekommen.
Die laufenden Einnahmen erreichten $ 717,85 Mrd. gegen $ 550,19 Mrd. im Vorjahr, sind somit um 30,47% gestiegen. Das ist zwar mehr als die Inflation, aber viel weniger als die Zunahme der Ausgaben. Wenn man bei Einnahmen jedoch die „Renten auf Staatseigentum“ (also Zuwendungen der ZB und der ANSeS) von $ 59,26 Mrd. abzieht), dann verbleiben für 2013.echte Einnahmen von $ 658,59 Mrd., gegen $ 521,43 Mrd. im Vorjahr, womit die Zunahme nur 26,30% beträgt. Die Differenz zur Zunahme der Ausgaben steigt damit noch mehr.
Die Aussichten für 2014 sind trübe. Die Steuereinnahmen steigen weniger, und werden durch den Konjunkturückgang negativ beeinflusst. Wenn somit bei den Ausgaben nicht gespart wird, dann werden sie unter dem Einfluss der Zunahme der Gehälter und Renten mehr als die echten laufenden Einnahmen steigen, was ein noch höheres Defizit verheisst, für das die Finanzierung schwieriger wird.
Wirtschaft
Argentinische Wirtschaft
Der Dollarkurs schloss am Donnerstag zu $ 7,89, um 1,68% unter der Vorwoche, aber um 20,92% über Ende 2012. Der Kurs sank unter dem Druck von Verkäufen von Dollarguthaben der Banken, die diese gemäss der jüngsten Verfügung der ZB abstossen müssen. Die ZB kaufte keine Dollar zu $ 8, sondern zum niedrigeren Kurs ab Mittwoch, als die neue Norm in Kraft trat. Es waren etwas über u$s 400 Mio. Kabinettschef Capitanich gab am Freitag bekannt, dass die Getreideexporteure sich verpflichtet hätten, im Februar u$s 2 Mrd. auf dem Devisenmarkt zu verkaufen. Das soll erlauben, den kontinuierlichen Reservenverlust zu bremsen. Die ZB-Reserven lagen zum Donnerstag bei u$s 27,80 Mrd., gegen u$s 28,29 Mrd. eine Woche zuvor, da die ZB am Anfang der Woche Dollar opfern musste, um den Kurs zu halten. Der Rofex-Terminkurs lag zum 31. März bei $ 7,82, zum 30. Juni bei $ 8,30, zum 30. September bei $ 9,25 und zum 30. Dezember bei $ 10,1. Dieser Kurs stellt eine Zunahme der Jahresrate von 33,68% dar, in der die Abwertungserwartung auf dem Finanzmarkt zum Ausdruck kommt. Der Schwarzkurs lag bei $ 12,10 und der Kurs für Überweisungen über Dollarbonds, die sowohl in Buenos Aires wie in New York gehandelt werden, lag bei $ 11,62.
***
Der Merval-Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Donnerstag einen Rückgang von 1,68%, liegt jedoch immer noch um 9,10% über Ende 2012.
***
Par-Bonds in Pesos verloren in einer Woche zum Donnerstag 2,60% und lagen unverändert gegen Ende 2012. Discount-Bonds in Pesos stiegen um 4,90%, lagen jedoch um 2,17% unter Ende Dezember. Boden 2014 gewannen in der Woche 0,83% und im Jahr 2,26%. Boden 2015 legten in einer Woche um 0,83% zu, verloren jedoch im Laufe dieses Jahres 9,48%. Global 2017 Arg verloren 0,37%, bzw. 12,50%.
***
Gold wurde am Donnerstag in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 212,01 (Vorwoche: $ 210,94) pro Gramm gehandelt, und bei 24 Karat zu $ 302,87 (Vorwoche: $ 301,34).
***
Die Nachfrage nach Arbeitskräften ist im Januar im interannuellen Vergleich um 14,7% gefallen, hat das Zentrum für Finanzstudien der Universität Di Tella ermittelt. Die Statistik beruht auf den Anzeigen über offene Stellen in den grossen nationalen Zeitungen. Auch die Consulting-Firma SEL (Sociedad de Estudios Laborales) hat bei einer Umfrage, die 150 führende Unternehmen umfasst, ermittelt, dass 15% der Firmen beabsichtigen, ihre Belegschaft 2014 um 15% zu verringern. Auch andere Consulting-Firmen weisen auf eine spürbare Abkühlung des Arbeitsmarktes hin.
***
Das INDEC hat bekanntgegeben, dass Löhne und Gehälter im Jahr 2013 durchschnittlich um 25,8% gestiegen sind. Wenn man sich an den Preisindex hält, den eine Oppositionsgruppe des Kongresses als Durchschnitt mehrerer privater Erhebungen berechnet, der 2013 ein Plus von 28,4% ergab, fand ein Rückgang des Reallohnes von 2,6 Prozentpunkten statt. Bei den Entlöhnungen der legal beschäftigten Arbeitnehmer des Privatsektors betrug die Zunahme nur 25,2%, so dass der Reallohnverlust höher war, wobei dies besonders im 2. Halbjahr betont war, da die Lohnerhöhungen vorher verfügt wurden und die Inflation danach höher war.
***
Die Aufsichtsbehörde für das Versicherungswesen (Superintendencia de Seguros de la Nación) hat den obligatorischen Anteil an sogenannten „produktiven Projekten“ (was sich auf Kredite an Unternehmen der Industrie, der Landwirtschaft und des Bergbaus bezieht) von 10% auf 14,5% erhöht, was in absoluten Zahlen einen zusätzlichen Betrag von $ 5,7 Mrd. darstellt. Der Koeffizient ist jedoch je nach Ursprung der Reserven differenziert, und geht in einigen Fällen bis 18%. Im Juli 2013 betrugen diese Anlagen laut Angaben des Wirtschaftsministeriums $ 8,9 Mrd.
***
Das Zuckerunternehmen „La Esperanza“, in Jujuy, befindet sich formell im Konkurszustand und wird von einem Delegierten der Provinzregierung verwaltet. Es handelt sich mit Ledesma und Rio Grande um eines der drei Unternehmen, die eine Zuckerfabrik betreiben und auch eigene Pflanzungen haben. La Esperanza besitzt 71.500 ha Land, von denen sich 22.000 Ha für den Anbau von Zuckerrohr (und auch Obst und Tabak) eignen, aber nur ca. 10.000 mit Zuckerrohr bepflanzt sind. Das Unternehmen, das der Familie Figueroa (von Santiago del Estero) gehörte, geriet vor einigen Jahren in Konkurs, und der zuständige Richter vermietete die Fabrik dann an den Roggio-Konzern, der sich öffentlichen Bauten widmet, auch Strassen in Konzession und die U-Bahn der Stadt Buenos Aires betreibt. Roggio konnte nicht weitermachen, und so übernahm die Provinzregierung die Verwaltung des Unternehmens, das eine Belegschaft von 1800 Menschen hat. Die Nationalregierung musste schon $ 100 Mio. und die Provinzregierung zwischen $ 80 und $ 100 Mio. beisteuern, um das Unternehmen zu erhalten. Die Provinzregierung versuchte, die Unternehmer Hugo Sigman (Insud), José Carellone (Grupo Benicio) und Manuel Santos der Uribelarrea (MSU) zu überzeugen, das Unternehmen formell zu übernehmen. Doch diese Gruppe ist nicht bereit, die Passiven von $ 250 Mio. mit zu übernehmen, und würde angeblich nur einen geringen Betrag zahlen, so dass dann die Gläubiger beim Konkurs faktisch leer ausgehen. Die Regierung will jedoch auf alle Fälle, dass das Unternehmen auch dieses Jahr aktiv bleibt, was noch mehr Geld kosten wird.
***
Kabinettschef Jorge Capitanich beschuldigte Shell, mit der einseitigen Preiserhöhung eine konspirative Haltung eingenommen zu haben, die die Interessen des Landes bedrohe. Das bezog sich auf die Erhöhung des Preises von Benzin und Dieselöl um 12%. Der Leiter des Unternehmnes, Juan José Aranguren, antwortete, dass die Entscheidung effektiv einseitig von der Firma getroffen worden sei, weil ein Preisabkommen mit den Konkurrenten illegal wäre. Er wies auch darauf hin, dass der Preis für Rohöl gestiegen sei (vornehmlich wegen der Abwertung, die sich indirekt auf das ganze Erdöl auswirkt). Shell erzeugt kein Rohöl im Land, sondern bezieht es von anderen Unternehmen. Beiläufig sei darauf hingewiesen, dass YPF bei weitem den höchsten Anteil am Markt für Benzin und Dieselöl hat und die Preise schon vorher stark erhöht hatte. Wenn YPF den Preis nicht erhöht, können es Shell und die anderen auch nicht tun, weil ihnen kaum jemand das teurere Produkt abkauft. Die Beschuldigung von Capitanich, der sich hier der Verschwörungsthese von CFK anschliesst, ist völlig abwegig und hinterlässt einen schlechten Eindruck. Wirtschaftsminister Axel Kicillof und Handelssekretär Augusto Costa beriefen am Montag Vertreter von YPF, Axion (Nachfolgerin von Esso) und Oil zu sich (Shell wurde nicht eingeladen), um sie aufzufordern, die Preise im Februar nicht anzuheben. Es gab jedoch keine Zustimmung, auch von der staatlich beherrschten YPF nicht.
***
Die Zeitung „Clarín“ berichtet (3.2.14) über das Kraftwerk, das beim Kohlenbergwerk Rio Turbio, Provinz Santa Cruz, gebaut wird, das zu einem Riesenskandal zu werden droht. Das Wärmekraftwerk von 240 MW wurde 2007 an einen Konzern zugeteilt, der von der spanischen Isolux geleitet war. Die Turbinen wurden von diesem mit Siemens verpflichtet, die Kessel von der US-Firma Foster Wheeler und die Bauten mit einer Reihe von lokalen Provinzunternehmen. Das Werk sollte 2011 in Betrieb genommen werden, ist aber noch lange nicht fertig. Das Werk wurde für einen Konsum von 1,2 Mio. Jato Kohle gebaut, aber das Bergwerk erzeugt höchstens 200.000 Jato. Die fehlende Kohle müsste somit importiert und bis Rio Turbio befördert werden. Ausserdem braucht das Werk über 500.000 Jato Kalk, wobei das Lager in Comodoro Rivadavia das nächste ist. Das würde 120 Lastwagen täglich für den Transport bis Rio Turbio erfordern. All dies wirkt sich auf die ohnehin schon sehr hohen Stromkosten aus. Schliesslich wird die Regierung vor die Frage gestellt, ob es sich überhaupt lohnt, dieses Kraftwerk in Betrieb zu nehmen, in das über u$s 2 Mrd. investiert worden sind.
***
Nur u$s 30 Mio. fanden im Januar im Rahmen der Weisswaschung über CEDIN-Zertifikate und Baade-Bonds den Weg in die Staatskassen. Bei der Verkündung des Programms, im Mai vergangenen Jahres, hatte man noch mit einem Gesamtbetrag von u$s 4 Mrd. gerechnet. Bis Jahresende waren es u$s 630 Mio. Am erfolgreichsten verliefen die Geschäfte über CEDIN-Zertifikate, mit einem Anteil von 90% an der gesamten Legalisierung schwarzer Dollarvermögen.
***
Die Zigaretten von Massalin Particulares (Tochtergesellschaft von Phillip Morris, USA) sind seit letztem Montag um durchschnittlich 9% teurer geworden. Je nach Marke, wurden die Preise um $ 0,50 oder $ 1,00 erhöht. So kostet beispielsweise eine Packung Marlboro soft $ 12. Die teuersten Marken, Benson&Hedges, Parliament und Virginia Slims liegen bei $ 13,50 pro Packung à 20 Zigaretten. Die Konkurrenzfirma Nobleza-Piccardo (Tochtergesellschaft von British Tobacco) hat die Preise gleich danach auch erhöht. Über zwei Drittel des Endpreises entfallen auf die Tabak-steuer, so dass der Fiskus von dieser Erhöhung am meisten profitiert.
***
Die Bauwirtschaft ist im vergangenen Jahr um 4,6% gestiegen, berichtete das INDEC. Die Branche konnte sich vom Rückgang des Vorjahres erholen, der bei 3,2% gelegen hatte. Im Dezember letzten Jahres gab es dennoch mit einem interannuellen Rückgang von 7% erste Rezessionszeichen. Die Bauunternehmer blicken nicht optimistisch auf das laufende Jahr.
***
YPF übernahm von Petrobras für u$s 40,7 Mio. die Beteiligung an Puesto Hernández in den Provinzen Neuquén und Mendoza. Somit besitzt der Staatskonzern 100% des Gebietes. Puesto Hernández hat eine Fläche von 147 qKm, und eine tägliche Förderung von ca 10.000 Barrel Erdöl.
***
Die ZB hat bei der Wechselausschreibung (Lebac und Nobac) vom Dienstag Offerten für $ 14,93 Mrd. erhalten und $ 11,39 Mrd. zugeteilt. Da gleichzeitig bestehende Wechsel für $ 3,8 Mrd. verfielen, betrug die Nettozunahme dieser Wechsel $ 7,5 Mrd. Im Laufe dieses Jahres wurden somit schon $ 19,4 Mrd. sterilisiert. Die Zinsen wurden letzte Woche erneut erhöht. Lebac auf 70 und 91 Tage wurden zu 28,5%, bzw. 28,8% verzinst, 3 Prozentpunkte über der Vorwoche. Für 273, 350 und 399 Tage betrugen die Zinsen 29,9%, 30,2% und 30,4%.
***
Argentinien war offizielles Partnerland der am Dienstag eröffneten Fruit Logistica, die Leitmesse des internationalen Obsthandels. Über 2600 Aussteller aus 84 Ländern bilden die komplette Wertschöpfungskette des Obsthandels ab. Rund 58.000 Fachbesucher aus über 120 Ländern sind nach Berlin gekommen. Argentinien exportiert eine Vielzahl von Produkten in über 100 Länder. In den letzten Jahren stiegen die Ausfuhrerlöse des Landes bei dieser Sparte auf u$s 1,7 Mrd. Argentinien exportiert derzeit über 1,9 Mio. Tonnen Obst und Gemüse pro Jahr. Zeitgleich mit dem Anstieg des allgemeinen Wohlstands in ganz Lateinamerika konnte die Branche innerhalb der letzten zehn Jahre eine jährliche Wachstumsrate von 11,2% verbuchen. Europa bleibt mit einem Anteil von 32% an den Exporten weiterhin der wichtigste Handelspartner des Landes, gefolgt von Brasilien (28%), Russland (11%) und den USA (7%). Aus der Vielzahl der argentinischen Exportprodukte lassen sich einige Obstsorten hervorheben, wie bei-spielsweise Kernobst (Äpfel, Trauben und Birnen (für Letztere ist Argentinien das weltgrößte Exportland), Zitrusfrüchte (Zitronen, Mandarinen, Orangen, Grapefruits), Steinobst (Kirschen, Pflaumen, Pfirsiche) und Beeren (Heidelbeeren, Erdbeeren). Der argentinische Pavillon wird von der Fundación ExportAr und dem CFI (Consejo Federal de Inversiones) organisiert und versammelt mehr als 50 Exporteure auf einer Fläche von 840 qm. (Messe Berlin GmbH)
***
Wie der Verband der Kfz-Agenturen Acara mitteilt, wurden im Januar 107.945 Autos im Register eingetragen (was den Verkäufen an die Endkäufer entspricht), 2% weniger als noch im Vorjahresmonat. Seit Januar gelten neue Steuer-sätze für die teuren Limousinen, was den Umsatz gehemmt hat.
***
Die AFIP hat einen Zahlungsplan für Steuerzahler mit Schulden gegenüber dem Zollamt oder der ANSeS eingeführt. Demnach dürfen die Schulden in bis zu 96 Monatsraten bezahlt werden. Unter diesen Plan fallen auch Firmen, die einen gerichtlichen Vergleich gemeldet haben.
***
Die Importe von Pflanzenschutzmitteln sind letztes Jahr wertmässig um 5,1% und mengenmässsig um 2,1% gestiegen, berichtet das Beratungsbüro Investigaciones Económicas Sectoriales, IES. Während die Importe u$s 2,25 Mrd. erreichten, wurden Unkrautvernichtungsmittel über u$s 643,5 Mio. exportiert, ein Plus von 10,1% gegen-über 2012, welches sich nur wegen der höheren Preise erklärt, da die Mengen deutlich um 28,7% zurückgegangen sind.
***
Die Weintraubenlese in Argentinien ist in diesem Jahr merklich unter der der vergangenen Jahre geblieben und erreichte mit 23,3 Mio. Zentner 19% weniger als 2013, berichtete das Nationale Weininstitut in Mendoza. In dieser Provinz ging die Lese um 17% gegenüber dem Vorjahr zurück. Dürre und Frost haben sich auch hier ausgewirkt, wie bei Pfirsichen u.a. Obstarten, die in Mendoza, San Juan und Catamarca erzeugt werden.
***
Im Januar hat die Steuerbehörde der Provinz Buenos Aires, ARBA, an die 1000 Immobilien in Ferienorten an der Küste entdeckt (Villa Gesell, Pinamar, Mar de Ajó, San Clemente, San Bernardo u.a.), deren Bau nicht angegeben wurde. Steuerlich wurden diese Immobilien wie unbebaute Grundstücke behandelt. Entsprechend hoch war der Steuerbetrug, der auf $ 10 Mio. geschätzt wurde.
***
Der Handel zwischen Argentinien und Brasilien ist im Januar innerjährlich um 18,1% zurückgegangen. Wie die Beratungsfirma abeceb weiter berichtet, erreichte der Austausch u$s 2,19 Mrd., der niedrigste Wert in vier Jahren. Das Defizit Argentiniens im bilateralen Handel stieg innerjährlich auf 83,7%.
***
Oppositionsabgeordnete wiesen darauf hin, dass das vom ehemaligen Binnenhandelsstaatssekretär Guillermo Moreno mündlich angekündigte Verbot, Angebote der Supermarktketten in der Tagespresse zu bringen, zum Teil weiterhin besteht. Im Dezember 2013 seien 51% weniger Anzeigen als noch im gleichen Monat des Vorjahres erschienen. Wie die Abgeordnete Patricia Bullrich (Unión Pro) verwies, habe es im Februar 2013 insgesamt 602 Seiten an Werbung gegeben. Im laufenden Februar erreicht diese Zahl nicht einmal die Hälfte.
***
Die Autobahn Buenos Aires-La Plata erhält demnächst eine dritte Spur. Am Dienstag unterschrieb Gouverneur Daniel Scioli einen Vertrag über deren Erweiterung mit den Unternehmen Eleprint, Coarco und Marcalba. Der Auftrag hat einen Wert von $ 115 Mio. Die Bauarbeiten sollen in den nächsten Tagen beginnen und in vier Monaten abgeschlossen sein. Vorgesehen ist, die Autobahn nur über 18 Kilometer dreispurig auszubauen; und zwar bis zur Mautstelle von Hudson, quer durch die Gemeinden Avellaneda, Quilmes und Berazategui.
***
Die Justiz in der Provinz Neuquén hat erstinstanzlich angeordnet, den zwischen den Erdölkonzernen YPF und Chevron unterschriebenen Vertrag zu veröffentlichen und publik zu machen. Dieser Vertrag diente dem Gouverneur Jorge Sapag als Grundlage für die Forschung über die Förderung von Gas und Erdöl im Schieferlager von Vaca Muerta. Die Provinz wird in Berufung gehen.
***
Das Industrieministerium hat ein Programm zur finanziellen Unterstützung von Jungunternehmen ins Leben gerufen. Davon sollen landesweit Institutionen profitieren, deren Schwerpunkt die technische und wirtschaftliche Unterstützung solcher Firmen ist. Das Programm sieht Finanzierungen von bis zu $ 150.000 pro Geschäftsplan vor.
***
Die Regierung hat am Mittwoch den Erdölunternehmen eine Preiserhöhung von 6% zugestanden. Shell hat dabei die schon beschlossene Preiszunahme von 12% halbiert. Der Preis für Superbenzin von YPF steigt jetzt von $ 8,91 auf $ 9,45 pro Liter in der Stadt Buenos Aires und von $ 9,31 auf $ 9,86 in der Umgebung. Das Superbenzin von Esso (die jetzt, nach dem Verkauf der Raffinerien und Tankstellen an eine lokale Firma in Axion umgetauft wurde, aber beim Benzin und Dieselöl noch für einige Zeit den Markennamen Esso behält) steigt von $ 9,29 auf $ 9,84. Ab Anfang Januar 2013 ist der Preis von Superbenzin bei YPF somit um 46% in der Bundeshauptstadt und 51% in den Vororten gestiegen. Das Abkommen über die Preise von Benzin, Dieselöl u.a. Produkte enthält auch eine Klausel, gemäss der die Erdölproduzenten den Raffinerien das gelieferte Rohöl zu einem Dollarkurs von $ 6,80 statt $ 8 pro Dollar berechnen. Bei YPF spielt dies keine Rolle, weil das Unternehmen eigenes Erdöl verarbeitet. Shell, Axion und Oil hingegen beziehen das Rohöl von Dritten.
***
Die lokale Produktion von Automobilen, Lastwagen und Kleinlastern lag im Januar 2014 mit 36.156 Einheiten um 17,9% unter dem Vorjahr. Die Lieferungen an die Agenturen lagen mit 46.766 Kfz um 19,5% unter dem Vorjahr und die Exporte waren mit 24.195 Einheiten um 19,1% niedriger.
***
Im ganzen Jahr 2013 wurden in der Bundeshauptstadt 35.956 Immobilien übertragen, 22,9% weniger als 2012, berichtet der Verband der Notare der Stadt. In Werten waren es 2013 $19,80 Mrd.,7,7% unter dem Vorjahr. In Dollarwerten waren es u$s 3,56 Mrd., 24,6% unter dem Vorjahr. Im Dezember gab es 4427 Übertragungen, 33,4% über November, aber 1,1% unter Dezember 2012. Der durchschnittliche Pesopreis der Immobilien lag 2013 um 31,7% über 2012.
***
Die Regierung hat die Sonder-steuer auf Zigaretten per Dekret ab 1. Januar von 21% auf 7% herabgesetzt. Als Grund wird angeführt, dass dadurch ein vernünftiges Gleichgewicht zwischen den einzelnen Bereichen der Tabakwirtschaft herbeigeführt werden soll, was im Klartext bedeutet, dass die Zigarettenfabriken den Tabakproduzenten einen höheren Preis zahlen.
***
Die Zahl der einreisenden Touristen ist 2013 gegenüber 2012 um 7,1% gefallen, teilt das Statistische Amt (INDEC) mit. Dies wird auf die Verteuerung zurückgeführt, die das Land in Dollarwerten erlebt hat. Zum Schwarzkurs ist Argentinien jedoch billiger geworden. Die Touristen zahlen allgemein über Kreditkarten, und bei den grossen Hotelketten zahlen sie die Rechnung in ihrem Ursprungsland. Dabei werden die Ausgaben in Argentinien zum offiziellen Kurs verrechnet. Offiziell wurde der Rückgang durch einen weltweiten Tourismusrückgang erklärt. Indessen nahm der Tourismus auf der ganzen Welt 2013 um 5% (gleich 52 Mio.) auf leicht über eine Milliarde Touristen zu. Letztes Jahr lag die Zahl der Personen, die in Argentinien wohnhaft sind und ins Ausland reisten, mit 2,58 Mio. über der Zahl der einreisenden Auslandstouristen von 2,38 Mio. Die Tourismusbilanz war 2013 um u$s 553 Mio. negativ, gegen minus u$s 89,6 Mio. im Vorjahr. Die in Argentinien wohnhaften Personen haben 2013 u$s 3,18 Mrd. im Ausland ausgegeben. Die Angaben über Ausgaben von Touristen sind grobe Schätzungen, die durch das Bestehen des Schwarzmarktes noch ungenauer werden.
***
Die ZB hat durch Beschluss A 5536 vom Dienstag bestimmt, dass die Banken nur bis zu 30% ihres Nettovermögens in Devisen halten dürfen. Das bedeutet in der Praxis, dass die Banken in den nächsten Wochen u$s 1,7 Mrd. verkaufen müssen, die sie in ihrem Portefeuille hielten. Die ZB beruft sich bei dieser Massnahme auf eine Norm vom Jahr 2003, die 2005 aufgehoben wurde. Dieses Mal wurde eine Grenze von 10% für Devisentermingeschäfte hinzugefügt. Es geht hier um u$s 700 Mio. in Bardollar (von denen über die Hälfte letzte Woche schon verkauft wurde), plus weitere u$s 1 Mrd. in Dollarbonds und etwas unter u$s 2 Mrd. in Terminkäufen. Die Dollar, die die Banken jetzt verkaufen, sind schon bei der ZB hinterlegt, so dass der Verkauf keinen Einfluss auf die Bruttoreserven der ZB hat, wohl aber auf die verfügbaren Reserven, auf die es für die ZB jetzt ankommt.
***
Mitglieder des Verbandes der Schuhindustrie teilten Industrieministerin Debora Giorgi mit, dass 2013 um die 20 Mio. Paar Sport- und Freizeitschuhe hergestellt worden seien, etwa gleich viel wie in den zwei vorangehenden Jahren. Der Importe dieser Schuhe sind von 11,7 Mio. Paaren 2006 auf 8,7 Mio. Paare 2013 zurückgegangen, was hauptsächlich auf die Einführung eines Antidumpingzolles für chinesische Schuhe zurückzuführen sei. Die Industrie beschäftigt gegenwärtig 9100 Personen, gegen 4700 im Jahr 2006. Ministerin Giorgi hob die Errichtung von Schuhfabriken in Misiones und der Provinz Buenos Aires (in Saladillo, Chivilcoy und Las Flores) hervor.
***
Bis zum Donnerstag wurden 463.327 Fälle von Devisenkäufen für Hortung für insgesamt u$s 235,77 Mio. gemeldet, was einen Betrag von durchschnittlich u$s 509 pro Käufer ergibt. Der Betrag darf in jedem Fall 20% des Monatseinkommens des Käufers nicht übersteigen, wobei das Monatseinkommen über $ 7.200 liegen muss. Die Präsidentin hatte in ihrer letzten Rede angedeutet, dass viele Käufe auf Arbeiter entfielen, die somit sparen könnten, was den Aussagen von Gewerkschaftern (sie wandte sich hier direkt an den anwesenden CGT-Generalsekretär Antonio Caló) widerspreche, dass die Arbeiter nicht einmal ihren Nahrungsmittelbedarf decken könnten. Sie deutete auch an, dass die Subvention für den Strom der Haushalte derjenigen, die Dollar gekauft hätten, abgeschafft werden solle. Das wurde jedoch fallen gelassen, weil es sich praktisch nicht durchführen lässt.
***
Die ZB hat bestimmt, dass ab 17. Februar Importeure von Waren oder Dienstleistungen diese Geschäfte mit eigenen Mitteln oder Auslandskrediten finanzieren müssen, aber nicht mehr mit Pesokrediten lokaler Banken. Bis zum festgesetzten Datum wird die ZB nur Importanträge abfertigen, die schon vor Freitag der Vorwoche eingereicht worden sind. Neue Anträge werden nicht angenommen. Das neue System soll zunächst für 90 Tage gelten. Ob es dann verlängert wird, hängt von der Lage auf dem Devisenmarkt ab. Eventuell sollen kleine und mittlere Unternehmen (pymes), die sich mit industriellen Tätigkeiten befassen, ausgenommen werden, wenn sie nachweisen, dass die importierte Ware für ihre Tätigkeit unerlässlich ist. Ebenfalls sollen Importe von Medikamenten und medizinischen Geräten, Importe für Infrastrukturprojekte und für kulturelle und sportliche Zwecke ausgenommen werden, was u.a. Filme, Bücher und Besuche von Künstlern und Sportlern umfasst. Das neue System soll u.a. das von Guillermo Moreno ersetzen, das Importeure zwang, für den gleichen Betrag zu exportieren. Die lokalen Banken sind schon vor kurzem angewiesen worden, den Getreideexporteuren keine Kredite zu erteilen. Durch die neuen Massnahmen soll einmal die Zahlungsbilanz unmittelbar entlastet werden, da Importe und Exporte durch Auslandskredite finanziert werden sollen, und dann werden die Banken mehr Mittel für rein lokale Kredite zur Verfügung haben.
***
Die vier Lehrergewerkschaften, die der regierungsfreundlichen Gewerkschaftszentrale CGT (geleitet von Antonio Caló) angeschlossen sind, haben eine sofortige Erhöhung des Anfangsgehaltes von 61% (von $ 3.,416 auf $ 5.500 monatlich) gefordert. Dabei haben sie auch mit Streik gedroht, so dass das Schuljahr nicht wie vorgesehen am 26. Februar bzw. 5. März (je nach Provinz) beginnen könnte.
***
Lateinamerikanische Wirtschaft
Der Erdölkonzern Petrobras berichtete, dass seine inländische Produktion im vergangenen Jahr um 2,5% auf 1,93 Mio. Barrel pro Tag zurückgegangen ist. Damit sei das Ziel des Staatskonzerns von täglich 2,02 Mio. Barrel, bedingt durch Instandhaltungsmassnahmen im Einzugsgebiet von Campos - wo das meiste Erdöl gefördert wird - verfehlt worden, wurde mitgeteilt.
***
Der venezolanische Unternehmerverband Fedecámaras hat vor Gericht das neue Gesetz (vom 24. Januar) beanstandet, das den Unternehmensgewinn auf 30% (auf das Kapital) beschränkt. Dieses Gesetz sei deutlich verfassungswidrig. Ein Gewinn von 30% auf das Kapital könne in einigen Fällen ausreichen, in anderen nicht, weil er mit unterschiedlichen Gewinnmargen bezogen auf den Umsatz verbunden ist. In einem Land mit einer Inflation von über 50% stellen sich ausserdem Probleme mit reinen Buchgewinnen.
***
Brasiliens industrielle Produktion ist im Dezember um 3,5% geschrumpft. Dieser wichtige Wirtschaftsindikator verzeichnete im letzten Monat des vergangenen Jahres den tiefsten Fall seit fünf Jahren. Wie das Statistische Institut IBGE weiter mitteilte, wuchs die Produktion dennoch im gesamten Jahr 2013.
***
Die Behörde des Panama-Kanals gab am Mittwoch bekannt, dass der Konzern, der mit der Erweiterung des Kanals beauftragt worden ist, die Bauarbeiten eingestellt habe. Doch die spanische Sacyr, die den Baukonzern leitet, teilte mit, dass die Verhandlung über die Anerkennung zusätzlicher Kosten (angeblich u$s 1,6 Mrd.) weitergehe. Die Erweiterung des Kanals, um die Durchfahrt für grössere Frachter zu erlauben, ist zu 65% fertig. Wenn der Vertrag mit dem Sacyr-Konzern für beendet erklärt wird, dann wird das die Beendigung des Kanals verzögern, da eine neue Ausschreibung stattfinden müsste und ein anderes Bauunternehmen Schwierigkeiten hätte, die Arbeit unmittelbar aufzunehmen. Auf alle Fälle wurde dabei die Beendigung der Kanalerweiterung um Jahre hinausgeschoben, was einen hohen Einnahmeverlust verursachen würde. Doch die neue Forderung von Sacyr, die im Bauvertrag nicht vorgesehen war, erscheint den Kanalbehörden als zu hoch. Es ist eine schwierige Verhandlung.
***
In Brasilien ging die Automobilproduktion im Januar gegenüber dem gleichen Vorjahresmonat um 18,7%, gleich 54.000 Einheiten, auf 237.491 Einheiten zurück. Dabei nahmen die Exporte um 28,9% auf 25.779 Einheiten zurück, was vornehmlich auf die geringere argentinische Nachfrage zurückzuführen ist.
***
Geschäftsnachrichten
Ayres Desarrollos
Diese Baugruppe errichtet in Höhe von Km 43,5 auf der Nordausfahrtautobahn „Panamericana“ das Projekt SkyGlass 2 auf einer Fläche von 5000 qm mit insgesamt 91 Einheiten.
Catedral Alta Patagonia
Die Konzessionsinhaberin des Skizentrums Cerro Catedral kündigte Investitionen über $ 18,8 Mio. an, um die Dienstleistungen zu modernisieren. Darunter fallen acht Schneekanonen sowie zwei neue Lifte. Das Unternehmen ist Teil der Gruppe Via Bariloche.
Sucrolig
Dieses mexikanische Unternehmen, spezialisiert auf Zutaten für die Lebensmittelindustrie, kündigte eine Investition von u$s 15 Mio. an. Damit soll ein Werk zur Herstellung von Flüssigzucker in der Nähe von Chascomus errichtet werden. Hundert neue Arbeitsplätze sollen dabei entstehen.
Aerolíneas Argentinas
Ab 5. März wird dieses staatliche Luftfahrtunternehmen die Flugverbindung mit sämtlichen Provinzen wieder herstellen, wie sie vor 25 Jahren bestand. Jetzt wurde die Strecke von Buenos Aires nach Paraná, Provinz Entre Ríos, wieder aufgenommen, mit einem täglichen Flug in einer Maschine für 96 Passagiere. Ab 1. März wird auch die 8. Verbindung mit Brasilien in Gang gesetzt, dieses Mal nach Curitiba.
SAP
Dieses deutsche Unternehmen, das eine führende Rolle bei der Informatik-Software einnimmt, teilt mit, dass der Umsatz in Argentinien im Jahr 2013 um 28% über dem Vorjahr lag, aber mit einem interannuellen Sprung von 48% im letzten Quartal. Diese Entwicklung sei durch das starke Wachstum beim Geschäft mit „Informatiklösungen“ (das 56% des Gesamtumsatzes umfasst) und des „Cloud-computing“ angespornt worden.
Wirtschaftsübersicht
Die Wirtschaft ist in eine Rezession gerutscht
Die gute Konjunktur, mit hohen BIP-Zunahmen, hat schon 2012 aufgehört, aber das Bruttoinlandsprodukt hat danach weiter leicht zugenommen, im letzten Halbjahr 2013 jedoch nur noch sehr wenig. Im Januar ist ein deutlicher Umschwung eingetreten, mit einem Rückgang der wirtschaftlichen Tätigkeit, was zunächst durch die Sommerpause vertuscht wird. Die ersten Zahlen, die über die Konjunktur im Januar bekannt wurden, sind deutlich negativ. Der Verband CAME, der vornehmlich den kleinen Einzelhandel vertritt und monatlich eine Erhebung über die Umsätze der Mitglieder durchführt, hat für Januar einen Rückgang von 3,8% gegenüber dem gleichen Vorjahresmonat festgestellt. Von 22 verschiedenen Sparten wiesen 18 ein negatives und nur 4 ein positives Ergebnis auf. Ausserdem gab es aussergewöhnlich viele hohe Rabatte und auch in vielen Fällen eine Vorverlegung des Ausverkaufs, der sonst Ende der Saison einsetzt. Ebenfalls weist der Konjunkturindex der Universität Di Tella, der Tendenzen ermittelt, im Dezember einen Rückgang von 3,9% gegenüber November auf, was einen dunklen Schatten auf 2014 wirft.
Die von der Regierung verpönte „Anpassung“ (auf spanisch „ajuste“) war unvermeidlich und ist jetzt eingetreten. Es bestand dabei zunächst die Möglichkeit, rechtzeitig geordnet und rationell vorzugehen, um auf diese Weise die wirtschaftlichen und sozialen Kosten auf ein Minimum zu beschränken. Das hätte mit relativ einfachen Entscheidungen erreicht werden können, die allerdings schon vor längerer Zeit hätten getroffen werden müssen: eine geordnete Senkung der Staatsausgaben (und zunächst keine weiteren irrationalen Erhöhungen!), für die es einen grossen Spielraum gibt; eine drastische Verringerung der Subventionen für öffentliche Dienste, mit einer entsprechenden Tariferhöhung; eine Rückkehr zum Internationalen Währungsfonds, als Voraussetzung, um die Zahlungsbilanzkrise zu überwinden, was erfordert, dass zunächst die zahlreichen Konflikte mit Gläubigern überwunden werden, so dass u.a. die Weltbank wieder Kredite erteilt (die immer noch durch ein Veto der US-Regierung gesperrt sind, auch nachdem ein Kreditbetrag von insgesamt u$s 3 Mrd. binnen drei Jahren in Aussicht gestellt wurde), ebenfalls auch weiche Kredite von Handelsbanken für die Finanzierung von Kapitalgütern gewährt werden, und nicht zuletzt, um private Investitionen anzuziehen. Im Einzelnen gibt es noch mehr Massnahmen für eine „geordnete Anpassung“.
Da die Präsidentin die Notwendigkeit der „Anpassung“ nicht anerkannt hat und überzeugt war, dass der politische Wille ausreicht, um die wirtschaftliche Wirklichkeit zu beugen, trat schliesslich die wilde Anpassung ein, mit einer Rezession, die viel schlimmer zu werden droht, als es hätte sein sollen. Die Präsidentin verwechselt die wirtschaftlichen Umstände mit bösen Machenschaften von Grossunternehmen, Banken, Medien und Spekulanten, und meint, wenn sie diesen widersteht, ist der Fall gelöst. Wirklich sehr primitiv gedacht, und in der Tat ein Hindernis für die Überwindung der Probleme. Bei falscher Diagnose gibt es keine Heilung. Die ideologische Einstellung von CFK ist das Haupthindernis für die Lösung der immer kritischeren Lage, die gewiss nicht sein sollte.
Was die Wirtschaft immer noch trägt, ist die Aussicht auf eine hohe Ernte von Getreide und Ölsaaten der Periode 2013/14, die voraussichtlich über den 103 Mio. t von 2012/13 liegen wird, mit einem wesentlich höheren Anteil an Sojabohne (die durch die jüngsten Regenfälle weiter begünstigt wird), die einen viel höheren Preis als Mais und Weizen hat, was die allgemein gegenüber dem Vorjahr etwas niedrigeren Preise mehr als ausgleichen sollte. Aber das allein genügt eben nicht, um die Konjunktur in Schwung zu halten.
Die Rezession wird einmal durch die Ungewissheit geschürt, die die Regierung herbeigeführt hat, nicht nur wegen der Krankheit von CFK (die als Staatsgeheimnis behandelt wird, was die Gerüchte nährt, dass sie schlimmer ist, als offiziell zugegeben wird) und ihrer verringerten Beteiligung an Regierungsentscheidungen, sondern auch wegen des falschen Grundkonzeptes der Wirtschaftspolitik, der Widersprüche, die unter den Kabinettsmitgliedern bestehen und auch als Folge der gigantischen Improvisation, die in konkreten Fehlentscheidungen zum Ausdruck kommt, wie die jüngste Zulassung von Dollarkäufen für Sparzwecke, zu einem Zeitpunkt, in dem sich die verfügbaren ZB-Reserven dem Ende nähern. Schlimmer als die Fehlentscheidung als solche war das Signal, das die Wirtschaftsführung dabei vermittelt hat: Kicillof, Capitanich und auch CFK selber haben offensichtlich die Tiefe und Eigenart der Zahlungsbilanzkrise nicht begriffen und sich auch keine Gedanken gemacht, wie der Fall weitergeht, wenn die ZB keine Devisen mehr verkaufen kann, um den Kurs zu halten, einfach weil sie keine mehr hat. Der in kurzer Zeit bevorstehende Aufbrauch der Reserven versetzt die Wirtschaftswelt in Panik, was eine lähmende Wirkung hat. In Argentinien besteht eine mehrfache Erfahrung mit Nullreserven der ZB-Bank, und jedermann weiss, dass dann den letzten die Hunde beissen. Also handelt man schon jetzt im Hinblick auf das, was voraussichtlich geschehen wird, und das beschleunigt die Entwicklung.
Neue Massnahmen mit rezessiver Wirkung
Die Massnahmen, die in den letzten Wochen getroffen wurden, gehen in die korrekte Richtung. Sie haben jedoch eine deutlich rezessive Wirkung, die die Präsidentin und ihr keynesianischer Wirtschaftsminister Kicillof nicht wahrhaben wollen. Halten wir fest:
- Die Abwertung, die im Januar 23% und in 12 Monaten über 60% erreichte. Dies bringt eine Änderung der relativen Preise mit sich und verringert allgemein die Kaufkraft der Konsumenten, auch wenn sich die Abwertung nur zum Teil und stufenweise auf die internen Preise überträgt. Es ist nicht einfach, zu verhindern, dass die Abwertung sich schliesslich voll auf die Preise überträgt (genau das soll nicht sein) und die Inflation noch mehr schürt.
- Die Erhöhung der Zinsen. Am Dienstag der Vorwoche hat die ZB die Zinsen für die Wechsel (Lebac und Nobac), die sie wöchentlich unterbringt, stark erhöht, von ca. 18% auf bis zu 26%, und eine Woche danach hat sie sie um weitere 3 Prozentpunkte erhöht. Danach haben die Banken auch die Passiv- und Aktivzinsen entsprechend erhöht. Bei persönlichen Krediten und solchen, die über Kreditkarten gewährt werden, betragen die Zinsen jetzt (mit Gebühren und Lebensversicherung) zwischen 83% und 89% jährlich. Das führt zu einer Zurückhaltung der Konsumenten. Bei Käufen über Kreditkarten sind die Fristen der Raten, die bisher bestanden, spürbar verkürzt worden und auch werden Zinsen gefordert, wo die Raten bisher zinsfrei waren. Bei Unternehmen überträgt sich die Zinserhöhung auf die Kosten, was dann auf die Preise abgewälzt wird. Die Zinserhöhung ist ein klassisches Instrument der Konjunkturabkühlung.
- Die monetäre Expansion ist gebremst worden. In diesem Sinn hat die ZB im Laufe dieses Jahres Bankenliquidität in Höhe von $ 19,4 Mrd. durch Unterbringung von Wechseln (Lebac und Nobac) aufgesogen, was auf Kosten der Kreditfähigkeit der Banken geht. Die Geldmenge (als monetäre Basis benannt, bestehend aus Bargeld in Händen des Publikums plus Depositen der Banken bei der ZB) stieg in 12 Monaten zum 24. Januar um 21,30%, nachdem sie ab Ende 2013 um 5,48% abgenommen hat. Das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen) nahm in 12 Monaten um 22,74% zu, nachdem es ab Ende 2013 um 6,31% abgenommen hat. Gewiss findet im Januar stets eine Abnahme statt, weil die Sonderkredite für das Weihnachts- und Neujahrsgeschäft zurückfliessen. Doch per Ende Juni betrug die jährliche Zunahmerate bei der monetären Basis (die auch den Januar-Rückgang enthält) noch 29,14% und beim Aggregat M2 30,67%, und Ende 2012 waren es noch 37%, bzw. 40,64% gewesen. Die Geldpolitik hat sich mit dem Wechsel der ZB-Führung von Mercedes Marcó del Pont auf Juan Carlos Fábrega fühlbar verhärtet. Bei dieser Politik wird es gelegentlich zu einem Zusammenstoss mit dem immer noch ausgabefreudigen Wirtschaftsminister und der ZB-Führung kommen. Zunächst muss der Staat dann Zahlungen strecken (was auch rezessiv wirkt) und erst danach werden Ausgaben effektiv gekürzt, was schmerzhafter ist, besonders wenn kein rationelles Programm besteht, wie es jetzt der Fall ist. Auch ergibt sich ein Zusammenstoss zwischen der geringeren Emissionsrate und den zunehmenden Kosten der Unternehmen (wegen Lohnerhöhungen, Abwertung u.a. Umständen), der ebenfalls rezessiv wirkt.
- Bei den Provinzen hat schon allgemein eine Politik der Einschränkung der Ausgaben eingesetzt, weil die Mittel nicht ausreichen und der Nationalstaat auch nicht mehr geben kann. In Río Negro soll dabei sogar eine grosse Zahl von Beamten entlassen werden. Allgemein werden Investitionen verzögert, die den Provinzverwaltungen zur Last fallen, und auch Zahlungen gestreckt. In einigen Fällen erwägen die Gouverneure schon die Ausgabe von Wertpapieren, die weitergegeben werden können und somit Geldcharakter erhalten. All das wirkt rezessiv.
- Die neue Steuer auf Automobile wirkt sich stark auf den Absatz aus, dies umso mehr, als gleichzeitig die Zinsen für Käufe mit Kredit angehoben wurden, und auch weil 2012 und 2013 schon anormal viele Automobile u.a. Kfz verkauft worden sind. Auch die starke Erhöhung des Preises für Benzin und Dieselöl führt zu weniger Käufen von neuen Kfz. Dies hat eine grosse Breitenwirkung.
- Die Devisenbewirtschaftung und die willkürliche Importhemmung wirken störend und rezessiv auf die Wirtschaft. Gelegentlich müssen Fabrikationsprozesse wegen Mangel an Teilen oder Rohstoffen unterbrochen werden, und allgemein führt dies zu zusätzlichen Kosten. Besonders wird dabei das „just in time“ gestört, bei dem die Lagerhaltung von Rohstoffen und Halbfabrikaten auf ein Minimum beschränkt wird, um Lagerungs- und Finanzkosten zu sparen. Paradoxerweise führt die Importhemmung zu einer unmittelbar erhöhten Nachfrage der Produkte, um die es geht, eben um Lagerbestände zu bilden. Zusätzliche Kosten werden schliesslich auf Preise übertragen, und das wirkt rezessiv.
- Schliesslich wirkt die Inflation als solche rezessiv, besonders bei zunehmenden Raten, und noch mehr, wenn die Unternehmer mit noch höheren Inflationsraten rechnen und dies bei ihrer Kostenrechnung einkalkulieren. Nicht nur die Abwertung hat die Inflation geschürt; hinzu kam jetzt noch die Erhöhung des Rindfleischpreises um ca. 20% ab Schlachthaus, was auf ein geringeres Angebot zurückzuführen ist, das objektive Ursachen hat. Das wird kurzfristig von Metzgern und Supermärkten auf die Endpreise übertragen, was Handelssekretär Augusto Costa nicht verhindern kann, auch nicht mit wilden Drohungen. Rindfleisch hat nicht nur eine hohe Wägung beim Index der Konsumentenpreise, sondern auch eine Sympathiewirkung auf andere Fleischarten und andere Nahrungsmittel.
Lohnproblematik und Preispolitik
Das inflationäre Umfeld wirkt sich direkt auf die Lohnforderungen aus. Die Gewerkschaften haben allgemein einen Vorschuss gefordert, bevor die Verhandlungen über die Erneuerung der Arbeitsverträge beginnen. Die Erdölarbeiter erhalten schon für die ersten drei Monate 2014 $ 4.000 pro Monat, die Bankangestellten $ 1.800 plus einem Zusatz von $ 1.200 für ganz 2014, die Arbeiter der Industrie der pflanzlichen Öle $ 1.900 bis 2.100, u.s.w. In vielen Fällen werden diese Zahlungen nicht an die grosse Glocke gehängt, um keine Aufmerksamkeit hervorzurufen. Die Unternehmen wollen verhindern, dass es zu Streiks und Produktionsstörungen kommt, die keinen Sinn haben, wenn sie schliesslich doch nachgeben müssen, weil ihnen die Regierung keine Rückendeckung gibt. Besonders nicht, solange der ehemalige Gewerkschaftsanwalt Carlos Tomada Arbeitsminister ist. All diese Notzulagen, die in einigen Fällen um die 25% des Lohnes ausmachen, werden dann als Grundlage für die Verhandlungen genommen, die im März/April beginnen sollen. Das verheisst dann schliesslich Lohnerhöhungen von insgesamt über 30%, eventuell auch über 35% und 40%.
Die Regierung hatte zunächst eine Richtlinie von 20% aufgestellt, und 15% bei Staatsangestellten. Davon ist jetzt nicht mehr die Rede. Aber auf alle Fälle soll vermieden werden, dass die Erhöhungen gegenüber den vorjährigen eine Stufe höher steigen und die Lohn-Preisspirale antreiben. Letztes Jahr lagen die Lohnzulagen allgemein bei ca. 25%, und dieses Jahr besteht die Gefahr, dass sie viel höher ausfallen. Die Gewerkschaften fordern jetzt, dass bei einer höheren Inflation als die normale, vor Ablauf des Abkommens eine neue Verhandlung stattfindet. Sie wollen eine sogenannte „trigger clause“ in die Abkommen einbauen. In anderen Fällen befürworten sie von vorne herein Abkommen von höchstens einem halben Jahr. Das ist ein sicherer Weg zur Hyperinflation.
Die Regierung ist sich dieser Entwicklung bewusst und will den Druck der Gewerkschaften durch direkte Einwirkung auf die Preise entkräften. Das bezieht sich zunächst auf die Produkte, die in den Supermärkten zu besonders niedrigen Preisen angeboten werden, die mit den betreffenden Unternehmen „vereinbart“ worden sind. Die Regierung spricht jetzt von „gepflegten“ statt „kontrollierten“ Preisen, was jedoch nur eine semantische Änderung ist. Diese Preise werden jetzt auch in den grossen Zeitungen veröffentlicht, damit die Konsumenten sich bewusst sind, dass sie die wesentlichen Waren ihres normalen Konsums billiger kaufen können und die Preise dabei auch kontrollieren und eventuell höhere Preise anzeigen können. CFK hat in ihrer Rede vom Dienstag die Gewerkschaften aufgefordert, bei der Überwachung der Preise mitzumachen, statt überhöhte Lohnforderungen zu stellen. Wie weit dies wirksam ist, sei dahingestellt.
Darüber hinaus hat die Regierung auch Gespräche mit Unternehmern und Verbandsleitern eingeleitet, um zu erreichen, dass die Preise bei den einzelnen Produktionsketten nicht erhöht werden. Bei der Bauwirtschaft wurde vereinbart, dass die Endpreise für neue Wohnungen nicht erhöht werden, aber auch nicht die Preise der Baumaterialien. Bei der Metallindustrie bezieht sich dies auf Walzprodukte der Stahlwerke, u.s.w. Mit der Pharmaindustrie wurde vereinbart, die Preise von 590 Medikamenten um 30% zu senken, und bei den anderen Produkten die Preise auf den Stand vom 15. Januar zurückzufahren. Wie weit all dies dann eingehalten wird, sei dahingestellt. Die Unternehmer wollen die hohen Beamten bei ihren Gesprächen nicht brüskieren, geben aber schliesslich doch der Erhaltung ihrer Firmen Vorrang (was besonders bedeutet, dass Verluste vermieden werden), dies umso mehr als die Vereinbarungen keine legale Grundlage haben.
Dennoch sind Unternehmer (vor allem die Grossunternehmer) bereit, die Preiserhöhungen zu mässigen, sofern dies im Rahmen einer Gesamtabmachung mit Gewerkschaften und Regierung geschieht, also auch Lohnerhöhungen umfasst. In diesem Sinn wurde schon eine Denkschrift von mehreren Verbänden angenommen, die den Titel „Die Stunde der Konvergenz“ trägt. Héctor Mendez, Präsident des Spitzenverbandes der Industrie, die „Unión Industrial Argentina“, forderte einen Dialog, um die wirtschaftliche Entwicklung voraussehbar zu machen. Dies erfordert jedoch, dass die Regierung die Unternehmer als Teil der Lösung ansieht und sie nicht als Schuldige für allerlei wirtschaftliche Übel brandmarkt, und unterschwellig als Feinde betrachtet, wie es CFK am Dienstag erneut getan hat.
Die Preisabkommen sollen den Unternehmern auch dazu dienen, den gewerkschaftlichen Forderungen nicht so leicht nachzugeben. Die Regierung sollte per Dekret bestimmen, dass Lohnerhöhungen nicht auf Preise abgewälzt werden dürfen, auf alle Fälle nicht ohne ausdrückliche Genehmigung. Doch diesen Schritt wagt die Regierung nicht. Im Grunde ist die schon eingetretene Rezession das wirksamste Argument der Unternehmer gegen überhöhte Forderungen. Der Hinweis auf mögliche Entlassungen flösst den Gewerkschaften einen grossen Schreck ein. Sie wissen, dass es gegenwärtig schwierig ist, neue Arbeitsplätze zu finden, und hüten deshalb die bestehenden. Von unten kommt auf die Gewerkschaftsleiter die Priorität der Erhaltung der Beschäftigung auf, und das ist gut so. Lieber ein niedriger Reallohn als gar kein Lohn. In diesem Sinn ist in der Regierung die Initiative aufgekommen, von den Unternehmern zu fordern, dass sie 2014 keine Entlassungen vornehmen, und als Gegenleistung die Gewerkschaften sich dann mit einer Zulage von höchstens 25% begnügen. Es ist bestimmt positiv, dass derartige Gedanken zur Diskussion stehen.